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BEGRÜNDUNG – ZUSAMMENFASSUNG DER FAKTEN UND ERKENNTNISSE

Da sich ein Jahrzehnt kohäsionspolitischer Investitionen dem Ende zuneigt, ist es an der Zeit, 
eine Bilanz der Umsetzung und der Erfolge der Politik während des vergangenen 
Programmplanungszeitraums zu ziehen und einen Beitrag zu den Überlegungen über ihre 
Zukunft zu leisten. 

Durch kohäsionspolitische Investitionen in der gesamten EU konnten beispiellos positiven 
Auswirkungen auf Regionen, Städte, ländliche, grenznahe und abgelegene Gebiete erzielt 
werden. Jeder EU-Mitgliedstaat hat direkt oder indirekt die positiven Auswirkungen der 
Finanzierung durch den EU-Haushalt erfahren. Mit Investitionen der EU in 
Verkehrsinfrastruktur, Energie, kleine und mittlere Unternehmen (KMU), Qualifikationen, 
Innovation, Landwirtschaft, Reformen und andere Bereiche wird die EU in Friedenszeiten 
gestärkt und in Krisenzeiten wiederaufgebaut. Durch den auf mehrere Prioritäten 
ausgerichteten Investitionsansatz der Kohäsionspolitik in Verbindung mit ihrer geteilten 
Verwaltung wurde zu den Prioritäten der EU beigetragen: KMU-Förderung, Forschung und 
Innovation, Digitalisierung, Landwirtschaft, städtische Infrastruktur, Tourismus, große 
Verkehrsinfrastrukturen, Kultur und Bildung, Gesundheitswesen, grenzüberschreitende 
Projekte, Energiewende, Energieeffizienz, Klima und Umwelt. Durch die Ergebnisse der 
Tausenden von lokalen Projekten werden die unverzichtbare Rolle der regionalen 
Investitionen durch die Kohäsionspolitik bestätigt und ihre Rolle und Sichtbarkeit im 
mehrjährigen Finanzrahmen werden gefestigt. 

Die Schlussfolgerungen und Empfehlungen Ihres Berichterstatters beruhen auf der Fülle der 
verfügbaren Daten über die Durchführung der wichtigsten kohäsionspolitischen Fonds 
2014‒2020 ‒ Europäischer Fonds für regionale Entwicklung (EFRE), Kohäsionsfonds, 
Europäischer Sozialfonds (ESF) und Beschäftigungsinitiative für junge Menschen. Zu den 
Kohäsionsinstrumenten, die als Reaktion auf die COVID-19-Pandemie und die jüngsten 
Krisen in der Ukraine und im Energiesektor verabschiedet wurden, liegen naturgemäß 
weniger Daten vor: die Investitionsinitiativen zur Bewältigung der Coronavirus-Krise (CRII 
und CRII+), REACT-EU (Aufbauhilfe für den Zusammenhalt und die Gebiete Europas), 
CARE (Einsatz von Kohäsionsmitteln zugunsten von Flüchtlingen in Europa), FAST-CARE 
(Flexible Unterstützung der Gebiete) und SAFE (Unterstützung für erschwingliche Energie). 
Das liegt daran, dass noch nicht genug Zeit für eine angemessene Einsicht vergangen ist. 
Dennoch ist der Berichterstatter der Ansicht, dass trotz gewisser Einschränkungen einige 
Lehren aus einer vorläufigen Bewertung der Investitionen gezogen werden können. 

Für die Erstellung dieses Berichts hat Ihr Berichterstatter nicht nur die Wirksamkeit der 
Umsetzung der Mittel für 2014‒2020, sondern auch die tatsächliche Wirksamkeit der Politik 
untersucht: Schließlich war die verstärkte Ausrichtung auf Leistung und Ergebnisse eines der 
Hauptmerkmale dieser Zeit. Mit anderen Worten, über die finanzielle Umsetzung hinaus 
untersuchte der Berichterstatter die verfügbaren Daten zu den tatsächlichen Ergebnissen der 
Investitionen, um festzustellen, wie durch die verfügbaren Kohäsionsinstrumente das im 
Vertrag verankerte Kohäsionsziel sowie die Prioritäten der Unionsstrategie für intelligentes, 
nachhaltiges und integratives Wachstum erreicht worden sind. 

Diese Bewertung hat dazu geführt, dass sich der Berichterstatter mit den Herausforderungen 
der Kohäsionspolitik auseinandergesetzt hat, von denen einige in der letzten Legislaturperiode 
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vom Ausschuss für regionale Entwicklung (REGI) ausführlich erörtert worden sind. Trotz der 
Überarbeitung der Politik vor dem aktuellen Programmplanungszeitraum befindet sich die 
Kohäsionspolitik wieder einmal an einem Wendepunkt: Sie steht im Wettbewerb mit anderen 
Instrumenten und Umsetzungsmodellen und mit ihr sollen eine wachsende Zahl langfristiger 
Prioritäten erfüllt werden, während sie gleichzeitig immer häufiger in Notsituationen 
eingesetzt werden muss. Das Überleben der Kohäsionspolitik wird von einem erfolgreichen 
Abschluss des Zeitraums 2014‒2020 und einer wirksamen Umsetzung der Programme 
2021‒2027 abhängen sowie von der Möglichkeit, die Politik neu zu erfinden, sie an eine sich 
verändernde Welt anzupassen und neue Herausforderungen zu bewältigen. Der 
Berichterstatter beabsichtigt, die Schlussfolgerungen und Empfehlungen dieses Berichts in die 
laufende interinstitutionelle Debatte über diese Fragen einfließen zu lassen und so zur 
Gestaltung des künftigen Kohäsionsrahmens beizutragen. 

Verfahren und Quellen

Ihr Berichterstatter hat sich unter anderem auf die folgenden Quellen gestützt:

 die im REGI-Ausschuss mit der Kommission und den ständigen Vertretern der 
Mitgliedstaaten geführten Diskussionen über die Umsetzung der kohäsionspolitischen 
Fonds (eine laufende Maßnahme, die im Juli 2022 begann);

 Veröffentlichungen des wissenschaftlichen Dienstes des Parlaments1, darunter: Die Studie 
PolDep B des Parlaments über die Ausschöpfungsquote (vorläufige Ergebnisse);

 eine Analyse der verfügbaren Daten, einschließlich der von der Generaldirektion 
Regionalpolitik und Stadtentwicklung (GD REGIO) der Kommission verwalteten offenen 
Datenbanken zur Kohäsionspolitik, der Cohesion Open Data Platform, dem Coronavirus 
Dashboard und Kohesio;

 Quellen der Kommission2, darunter der achte Bericht über den wirtschaftlichen, sozialen 
und territorialen Zusammenhalt und die jährlichen Durchführungsberichte der Struktur- 
und Investitionsfonds (ESI) der EU3;

 eine Überprüfung von Studien anderer EU-Organe, einschließlich des Europäischen 

1 Vgl. beispielsweise: „Financial Implementation of European Structural and Investment Funds“, Juni 2018; 
„Kohäsionspolitik und Klimawandel“, April 2021; „Cohesion policy in EU coal regions“, Januar 2023.
2 Siehe auch: „Die wichtigsten Ergebnisse der Kohäsionspolitik“, Europäische Kommission; „Evaluation of e-
Cohesion 2014-2020, Final Report“, GD REGIO, Europäische Kommission, 2023; „Annual activity report 2021 - 
Regional and Urban Policy“ Europäische Kommission, April 2022; „Annual activity report 2022 - Regional and 
Urban Policy“ Europäische Kommission, Juni 2023; „Preliminary evaluation of the support provided by ESF and 
FEAD under the Coronavirus Response Investment Initiatives (CRII and CRII+)“, Arbeitsdokument der 
Kommissionsdienststellen (SWD(2023)0249).
3 „European Structural and Investment Funds - 2022 Summary report of the programme annual implementation 
reports“ (SWD(2023)0022), in dem alle von den Mitgliedstaaten für den Zeitraum 2014‒2020 durchgeführten 
Bewertungen der Durchführung zusammengefasst werden.

https://ec.europa.eu/regional_policy/policy/what/key-achievements_en
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Rechnungshofs (EuRH)4 und der Europäischen Investitionsbank (EIB)5, sowie von 
Strategiepapieren6 und Bewertungen der von einzelnen Mitgliedstaaten durchgeführten 
Maßnahmen durch den Wissenschaftlichen Dienst des Europäischen Parlaments7;

 die Arbeit der hochrangigen Gruppe für die Zukunft der Kohäsionspolitik;
 die öffentliche Anhörung zur Vereinfachung der Kohäsionspolitik, die am 23. und 

24. Oktober 2023 im REGI-Ausschuss stattfand,
 die vom REGI-Ausschuss am 7. November 2023 organisierte Sitzung des 

interparlamentarischen Ausschusses zur Zukunft der Kohäsion,
 Kontakte mit der Kommission, den Verwaltungsbehörden und den regionalen und lokalen 

Behörden.

4 Siehe z. B. die folgenden Veröffentlichungen des Europäischen Rechnungshofs: „Annual report on the 
implementation of the EU budget for the 2022 financial year“; Sonderbericht 24/2021: „Leistungsbasierte 
Finanzierung in der Kohäsionspolitik: lobenswerte Ambitionen, doch blieben im Zeitraum 2014‒2020 Hindernisse 
bestehen“; Sonderbericht 08/2022: „EFRE-Mittel zur Unterstützung der Wettbewerbsfähigkeit von KMU“; 
Sonderbericht 23/2022: „Synergien zwischen Horizont 2020 und den europäischen Struktur- und Investitionsfonds 
werden noch nicht voll ausgeschöpft“; Sonderbericht 27/2022: EU-Unterstützung für die grenzübergreifende 
Zusammenarbeit in Nachbarländern; Sonderbericht 22/2022: „EU-Förderung für Kohleregionen“; 
Sonderbericht 02/2022: „Energieeffizienz in Unternehmen“; Sonderbericht 09/2022: „Klimaschutz im EU-
Haushalt 2014–2020“.
5 „The state of local infrastructure investment in Europe“, EIB-Kommunalstudie 2022‒2023, Juli 2023.
6 „Strengthening governance of EU funds under Cohesion Policy - administrative capacity building roadmaps“, 
OECD, Januar 2020; „The delivery system of Cohesion Policy now and in the future“, Räumliche Vorausschau 
und ÖIR für den Ausschuss der Regionen, 2023.
7 Vgl. beispielsweise: „Evaluation of the Territorial and settlement development OP 2014-2020 in Hungary“; 
„Az ifjúsági foglalkoztatási kezdeményezés - eredményeinek értékelése“, Equinox Consulting, 2018; 
„Assessment of labour market integration support schemes“, GKI Gazdaságkutató, Januar 2021; „Evaluation of 
the YEI“, Wolf-Watz, O. und Öhlin, J., 2018, Dezember 2018; „Übergreifende Programmevaluierung der 
Förderung durch den Europäischen Sozialfonds (ESF) im Freistaat Thüringen in der Förderperiode 2014 bis 
2020 - Abschlussbericht“, Institut für Sozialökonomische Strukturanalysen, 2020.

https://files.evaluationhelpdesk.eu/evaluations/HUE31.pdf
https://files.evaluationhelpdesk.eu/evaluations/HUE63.pdf
https://files.evaluationhelpdesk.eu/evaluations/DEE168.pdf
https://files.evaluationhelpdesk.eu/evaluations/DEE168.pdf
https://files.evaluationhelpdesk.eu/evaluations/DEE168.pdf
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Kohäsionspolitik im Zeitraum 2014‒2020

Ein neuer Rahmen

Für den Zeitraum 2014‒2020 wurde aus Gründen der Koordinierung und Komplementarität 
ein einheitliches Regelwerk für die fünf Struktur- und Investitionsfonds der EU eingeführt, 
um eine solide Verbindung mit der Strategie der Union für intelligentes, nachhaltiges und 
integratives Wachstum (Strategie Europa 2020) herzustellen. Der EFRE, der Kohäsionsfonds 
und der ESF wurden zu einer der Investitionssäulen der Strategie 2020 und dadurch wird 
gleichzeitig zu den Kohäsionszielen beigetragen. In Artikel 9 der Dachverordnung wurden die 
Prioritäten der Strategie Europa 2020 in elf thematische Ziele umgesetzt, die durch jeden der 
ESI-Fonds unterstützen werden mussten.

Darüber hinaus wurden durch den EFRE, den ESF und den Kohäsionsfonds das spezifische 
Ziel festgelegt, Investitionen für Wachstum und Beschäftigung in allen Kategorien von 
Regionen zu unterstützen. Durch den EFRE wird auch das Ziel der territorialen 
Zusammenarbeit unterstützt.

Zur Abrundung des strategischen Programmplanungsansatzes wurde durch die Verordnung 
mit gemeinsamen Bestimmungen eine stärkere Verbindung zu den länderspezifischen 
Empfehlungen hergestellt und Instrumente und Anleitungen zur Erzielung von Synergien 
zwischen den Fonds, wie z. B. die Möglichkeit von Multifondsprogrammen, integrierten 
territorialen Investitionen, gemeinschaftsgeleiteter lokaler Entwicklung und gemeinsamen 
Aktionsplänen geliefert.

Darüber hinaus wurden mit dem neuen Rahmen neue Mechanismen zur Verbesserung der 
Wirksamkeit der Politik eingeführt, wie der Leistungsrahmen, die leistungsgebundene 
Reserve und die Ex-ante-Konditionalitäten. Außerdem wurden wichtige 
Vereinfachungsmaßnahmen getroffen, die Berichterstattungsanforderungen vereinfacht, die 
E-Kohäsion eingeführt und einige Schritte in Richtung ergebnisorientiertes Management 
unternommen. 

Schließlich wurde mit dem neuen Rahmen die territoriale Dimension der Politik im Vergleich 
zum vorherigen Programmplanungszeitraum verstärkt. Der der Dachverordnung beigefügte 
Gemeinsame Strategische Rahmen und der Europäische Verhaltenskodex für Partnerschaften 
sind ein Beispiel dafür.

Kohäsion als Instrument der Krisenreaktion

Seit 2020 wurde die EU und die Welt von mehreren großen Krisen erschüttert. Die COVID-
19-Pandemie, der russische Angriffskrieg gegen die Ukraine und die dadurch ausgelöste 
Energiekrise haben schwerwiegende Auswirkungen auf die Menschen und Unternehmen in 
allen Regionen der EU gehabt. Die Kohäsionspolitik spielte eine wichtige Rolle bei der 
Reaktion der EU auf diese schwierige Situation. Im Jahr 2020 wurde den Mitgliedstaaten 
durch eine Reihe von Änderungen an den Vorschriften für 2014‒2020, CRII und CRII+, mehr 
Flexibilität bei der Verwendung der Kohäsionsfonds zur Unterstützung von schutzbedürftigen 
Menschen und Unternehmen sowie des Gesundheitssektors eingeräumt. Im Jahr 2021 wurden 
über REACT-EU zusätzliche Mittel zur Förderung zukunftsorientierter Maßnahmen zur 



PR\1289988DE.docx 7/15 PE756.089v01-00

DE

Verfügung gestellt. 

Im Jahr 2022 konnten die Mitgliedstaaten dank der durch CARE und FAST-CARE 
eingeführten Flexibilität die verfügbaren Mittel für den Zeitraum 2014‒2020 für die 
Unterstützung von Menschen auf der Flucht aus der Ukraine umverteilen. Der 
Rahmen 2014‒2020 wurde durch SAFE als Teil von RePowerEU weiter modifiziert. Dank 
dieser Initiative konnte mit der Kohäsionspolitik gefährdeten Haushalten und KMU geholfen 
werden, den starken Anstieg der Energiekosten infolge des Krieges in der Ukraine zu 
bewältigen. 

Feststellungen zur Durchführung8

Der Berichterstatter hat sich mit der Umsetzung der Investitionen befasst, die im Rahmen des 
kohäsionspolitischen Rechtsrahmens 2014‒2020 auf der Grundlage der Verordnung (EU) 
Nr. 1303/20139 getätigt wurden. Über die wichtigsten Fonds, über die diese Politik umgesetzt 
wurde (der EFRE, der Kohäsionsfonds und der ESF), wurden zusammen mit der 
Beschäftigungsinitiative für junge Menschen für den Zeitraum 2014‒2020 insgesamt 
449 Mrd. EUR bereitgestellt10 (84 % der geplanten 532 Mrd. EUR). In diesen Zahlen sind die 
nationale Ko-finanzierung und die zusätzlichen Mittel beinhaltet, die im Rahmen von 
REACT-EU bereitgestellt werden. Ohne Berücksichtigung der REACT-EU-Mittel dürfte 
durch die Ausschöpfung 89 % erreicht werden.

Im Bereich der Zahlungen entspricht der Zeitraum 2014‒2020 dem üblichen 
Projektlebenszyklus, wenn auch langsamer. Die Zahlungen begannen spät und erfolgten zu 
Beginn des Zeitraums nur langsam (8 % bis Ende 2016). Obwohl sie sich ab 2017 deutlich 
beschleunigten, waren die Auszahlungsraten in den meisten Mitgliedstaaten 2018 langsamer 
als in der entsprechenden Phase des vorherigen Programmplanungszeitraums. Dies ist wohl 
darauf zurückzuführen, dass der Rahmen 2014‒2020 relativ spät, nur wenige Tage vor seinem 
offiziellen Beginn, angenommen wurde und dass der Umsetzungsdruck aufgrund der 
Änderung der Regeln für die Aufhebung von Mittelbindungen (N+3) geringer war als im 
Zeitraum 2007‒2013. 

Ab 2020 wurde die Umsetzung zunächst durch die COVID-19-Pandemie und dann durch die 
Flüchtlings- und Energiekrise beeinträchtigt. Durch die Neuprogrammierung im Rahmen von 
CRII(+) und die Möglichkeit einer 100-prozentigen Kofinanzierung durch CARE wurde 
neben anderen Maßnahmen zu einer Beschleunigung der Ausgaben in den Jahren 2020, 2021 
und 2022 beigetragen. Dennoch lag die Ausschöpfungsquote (einschließlich REACT-EU) 
Ende 2022 bei nur 77 %.

8 Die Zahlen in diesem Abschnitt geben den Stand vom 9. November 2023 wieder, als die verfügbaren Daten den 
Zeitraum bis zum 30. Juni 2023 abdeckten. Sie können im Laufe dieses Verfahrens aktualisiert werden, wenn mehr 
Daten zur Verfügung stehen. 
9 Verordnung (EU) Nr. 1303/2013 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 17. Dezember 2013 mit 
gemeinsamen Bestimmungen über den Europäischen Fonds für regionale Entwicklung, den Europäischen 
Sozialfonds, den Kohäsionsfonds, den Europäischen Landwirtschaftsfonds für die Entwicklung des ländlichen 
Raums und den Europäischen Meeres- und Fischereifonds sowie mit allgemeinen Bestimmungen über den 
Europäischen Fonds für regionale Entwicklung, den Europäischen Sozialfonds, den Kohäsionsfonds und den 
Europäischen Meeres- und Fischereifonds und zur Aufhebung der Verordnung (EG) Nr. 1083/2006 des Rates 
(ABl. L 347 vom 20.12.2013, S. 320).
10 Cohesion Open Data Platform, abgerufen am 3. November 2023. Durch die Daten wird der Zeitraum bis zum 
30. Juni 2023 abgedeckt.

https://cohesiondata.ec.europa.eu/cohesion_overview/14-20
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Die Ausgabegeschwindigkeit konnte in der zweiten Hälfte des Zeitraums weiter beschleunigt 
werden und die Ausgaben konnten 2023 deutlich aufgeholt werden, sodass der gleiche 
Prozentsatz wie zum gleichen Zeitpunkt im Zeitraum 2007‒2013 erreicht wurde. Allerdings 
verlief die finanzielle Abwicklung insgesamt langsamer als im vorangegangenen Zeitraum. 
Bei mehreren Programmen werden die Mittelbindungen aufgehoben, weil die Zahlungsziele 
nicht erreicht wurden, und es sind erhebliche Unterschiede zwischen den Mitgliedstaaten, den 
Regionen und auf Programm- und thematischer Ziel-Ebene zu beobachten. Die Zahlungen für 
Übergangsregionen sind tendenziell langsamer, ebenso wie die Ausgaben unter dem 
thematischen Ziel 5 (Anpassung an den Klimawandel), dem thematischen Ziel 4 
(emissionsarme Wirtschaft), dem thematischen Ziel 11 (Verwaltungskapazität) und dem 
thematischen Ziel 6 (Umwelt).

Von den im Rahmen von REACT-EU verfügbaren Mitteln wurden bisher nur etwa 50 % an 
die Mitgliedstaaten ausgezahlt11. Der Rechnungshof hat bereits darauf hingewiesen, dass die 
Gefahr besteht, dass die Mitgliedstaaten die verfügbaren Mittel vor Ablauf des Zeitraums 
überstürzt ausgeben und der Wirksamkeit und dem Preis-Leistungs-Verhältnis nicht genügend 
Aufmerksamkeit schenken.

Was die Muster der Mittelausschöpfung betrifft, so sind etwa ein Drittel der Mitgliedstaaten 
späte Mittelausschöpfer. Im November 2023 lag die durchschnittliche Auszahlungsquote in 
der EU bei 86 %, wobei einige der älteren und größeren Mitgliedstaaten deutlich im 
Rückstand waren. Obwohl es wahrscheinlich ist, dass diese Länder ihre Leistung gegen Ende 
des Zeitraums beschleunigen werden, wird durch ihre derzeit anhaltend niedrigen Muster der 
Mittelausschöpfung auf zugrundeliegende strukturelle Probleme hingedeutet, die regelmäßig 
zu einem großen Druck auf die Behörden gegen Ende des Programmplanungszeitraums 
führen und schließlich zum Verlust der verfügbaren Mittel führen könnten. Es sei darauf 
hingewiesen, dass das Parlament die Verschiebung des Schlusstermins für die ESI-Fonds auf 
den 31. Dezember 2024 befürwortet12.

Daraus lässt sich schließen, dass eine langsame Ausgabenquote in einigen Mitgliedstaaten ein 
großes Problem darstellt. Die Vereinbarungen über den mehrjährigen Finanzrahmen (MFR) 
werden spät getroffen, wodurch sich die Annahme des Rechtsrahmens für die Kohäsion in 
jedem Programmplanungszeitraum immer wieder verzögert. Auch dies sollte in künftigen 
Programmplanungszeiträumen besser in Angriff genommen werden. Darüber hinaus wird in 
früheren Analysen gezeigt, dass sich die Verzögerungen bei der Verwendung der EU-
Strukturfondsmittel über die Programmplanungszeiträume hinweg kumulieren.

Die Mittelausschöpfung ist jedoch nur ein Aspekt der Umsetzung. Bei der Vorbereitung 
dieses Berichts hat Ihr Berichterstatter eine Reihe weiterer Faktoren ermittelt, durch die die 
Umsetzung und die Wirksamkeit der Kohäsionspolitik im Zeitraum 2014‒2020 beeinflusst 
wurde, darunter der Verwaltungsaufwand, die Kapazitäten der lokalen und regionalen 

11 Cohesion Open Data Platform, REACT-EU, abgerufen am 3. November 2023.
12 Siehe Standpunkt des Parlaments zu STEP ‒ Vom Europäischen Parlament am 17. Oktober 2023 angenommene 
Änderungen zum Vorschlag für eine Verordnung des Europäischen Parlaments und des Rates zur Einrichtung der 
Plattform für strategische Technologien für Europa („STEP“) und zur Änderung der Richtlinie 2003/87/EG und 
der Verordnungen (EU) 2021/1058, (EU) 2021/1056, (EU) 2021/1057, (EU) Nr. 1303/2013, (EU) Nr. 223/2014, 
(EU) 2021/1060, (EU) 2021/523, (EU) 2021/695, (EU) 2021/697 und (EU) 2021/241. Angenommene Texte, 
P9_TA(2023)0364.

https://cohesiondata.ec.europa.eu/themes/13/14-20
https://www.europarl.europa.eu/doceo/document/TA-9-2023-0364_DE.html
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Gebietskörperschaften, die Preiskrisen und der Arbeitskräftemangel, die die EU in letzter Zeit 
erlebt hat. Sie bilden die Grundlage für die Empfehlungen des Entschließungsantrags.

Durch Programmplanung, Anpassung, Durchführung und Abschluss von 
Kohäsionsinvestitionen entstehen Auswirkungen auf die politischen Ergebnisse auf 
nationaler, vor allem aber auf lokaler, regionaler und subregionaler Ebene. Die 
Dachverordnung für die Kohäsionspolitik und die sektoralen Verordnungen, die unter die 
Dachverordnung fallen, wurden im Laufe der Zeit verbessert. Mit den Änderungen an den 
Verordnungen für den Zeitraum 2021‒2027 wurde eine Reihe von Herausforderungen 
angegangen. Ein Bereich, in dem noch keine ausreichenden Verbesserungen vorgenommen 
wurden, ist die Umsetzung auf lokaler Ebene durch die lokalen Behörden, einschließlich der 
Gemeinden. Daher hat sich Ihr Berichterstatter in seinem Bericht auf Empfehlungen für die 
lokale Ebene konzentriert.
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ENTWURF EINER ENTSCHLIESSUNG DES EUROPÄISCHEN PARLAMENTS

zur Umsetzung und Ergebnissen der Kohäsionspolitik 2014–2020 in den Mitgliedstaaten
(2023/2121(INI))

Das Europäische Parlament,

– gestützt auf die Artikel 174 und 349 des Vertrags über die Arbeitsweise der 
Europäischen Union (AEUV),

– unter Hinweis auf die Verordnung (EU) Nr. 1303/2013 des Europäischen Parlaments 
und des Rates vom 17. Dezember 2013 mit gemeinsamen Bestimmungen über den 
Europäischen Fonds für regionale Entwicklung, den Europäischen Sozialfonds, den 
Kohäsionsfonds, den Europäischen Landwirtschaftsfonds für die Entwicklung des 
ländlichen Raums und den Europäischen Meeres- und Fischereifonds sowie mit 
allgemeinen Bestimmungen über den Europäischen Fonds für regionale Entwicklung, 
den Europäischen Sozialfonds, den Kohäsionsfonds und den Europäischen Meeres- und 
Fischereifonds und zur Aufhebung der Verordnung (EG) Nr. 1083/2006 des Rates (die 
„Dachverordnung“)1,

– unter Hinweis auf die Verordnung (EU) Nr. 1301/2013 des Europäischen Parlaments 
und des Rates vom 17. Dezember 2013 über den Europäischen Fonds für regionale 
Entwicklung und mit besonderen Bestimmungen hinsichtlich des Ziels „Investitionen in 
Wachstum und Beschäftigung“ und zur Aufhebung der Verordnung (EG) 
Nr. 1080/20062,

– unter Hinweis auf die Verordnung (EU) Nr. 1300/2013 des Europäischen Parlaments 
und des Rates vom 17. Dezember 2013 über den Kohäsionsfonds und zur Aufhebung 
der Verordnung (EG) Nr. 1084/2006 des Rates3,

– unter Hinweis auf die Verordnung (EU) Nr. 1299/2013 des Europäischen Parlaments 
und des Rates vom 17. Dezember 2013 mit besonderen Bestimmungen zur 
Unterstützung des Ziels „Europäische territoriale Zusammenarbeit“ aus dem 
Europäischen Fonds für regionale Entwicklung (EFRE)4,

– unter Hinweis auf die Verordnung (EU) Nr. 1304/2013 des Europäischen Parlaments 
und des Rates vom 17. Dezember 2013 über den Europäischen Sozialfonds und zur 
Aufhebung der Verordnung (EG) Nr. 1081/2006 des Rates5,

– unter Hinweis auf die Verordnung (EU) 2020/460 des Europäischen Parlaments und des 
Rates vom 30. März 2020 zur Änderung der Verordnungen (EU) Nr. 1301/2013, (EU) 
Nr. 1303/2013 und (EU) Nr. 508/2014 im Hinblick auf besondere Maßnahmen zur 
Mobilisierung von Investitionen in die Gesundheitssysteme der Mitgliedstaaten und in 
andere Branchen von deren Volkswirtschaften zur Bewältigung des COVID-19-

1 ABl. L 347 vom 20.12.2013, S. 320.
2 ABl. L 347 vom 20.12.2013, S. 289.
3 ABl. L 347 vom 20.12.2013, S. 281.
4 ABl. L 347 vom 20.12.2013, S. 259.
5 ABl. L 347 vom 20.12.2013, S. 470.
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Ausbruchs (Investitionsinitiative zur Bewältigung der Coronavirus-Krise)6,

– unter Hinweis auf die Verordnung (EU) 2020/558 des Europäischen Parlaments und des 
Rates vom 23. April 2020 zur Änderung der Verordnungen (EU) Nr. 1301/2013 und 
(EU) Nr. 1303/2013 im Hinblick auf spezifische Maßnahmen zur Einführung einer 
außerordentlichen Flexibilität beim Einsatz der europäischen Struktur- und 
Investitionsfonds als Reaktion auf den COVID-19-Ausbruch7 (Investitionsinitiative Plus 
zur Bewältigung der Coronavirus-Krise).

– unter Hinweis auf die Verordnung (EU) 2022/562 des Europäischen Parlaments und des 
Rates vom 6. April 2022 zur Änderung der Verordnungen (EU) Nr. 1303/2013 und 
(EU) Nr. 223/2014 in Bezug auf den Einsatz von Kohäsionsmitteln zugunsten von 
Flüchtlingen in Europa (CARE)8,

– unter Hinweis auf die Verordnung (EU) 2022/2039 des Europäischen Parlaments und 
des Rates vom 19. Oktober 2022 zur Änderung der Verordnungen (EU) Nr. 1303/2013 
und (EU) 2021/1060 im Hinblick auf zusätzliche Flexibilität zur Bewältigung der 
Folgen des militärischen Angriffs durch die Russische Föderation FAST - CARE 
(Flexible Assistance for Territories – Flexible Unterstützung für Gebiete)9,

– unter Hinweis auf die Mitteilung der Kommission vom 4. Februar 2022 zum 
8.°Kohäsionsbericht: Kohäsion in Europa bis 2050 (COM(2022)0034),

– unter Hinweis auf die Mitteilung der Kommission vom 17. Januar 2023 mit dem Titel 
„Talenterschließung in den Regionen Europas“ (COM(2023)0032),

– unter Hinweis auf seine Entschließung vom 15.°September2022 zum achten 
Kohäsionsbericht über den wirtschaftlichen, sozialen und territorialen Zusammenhalt in 
der EU10,

– unter Hinweis auf seine Entschließung vom 15. Februar 2022 zu den 
Herausforderungen für städtische Gebiete in der Zeit nach der COVID-19-Krise11,

– unter Hinweis auf seine Entschließung vom 20. Mai 2021 zur Umkehrung 
demografischer Trends in den Regionen der EU mithilfe von Instrumenten der 
Kohäsionspolitik12,

– unter Hinweis auf seine Entschließung vom 25. März 2021 zur Kohäsionspolitik und zu 
regionalen Umweltstrategien im Kampf gegen den Klimawandel13,

– unter Hinweis auf seine Entschließung vom 13. März 2018 zu strukturschwachen 
Gebieten in der EU14,

6 ABl. L 99 vom 31.3.2020, S. 5.
7 ABl. L 130 vom 24.4.2020, S. 1.
8 ABl. L 109 vom 8.4.2022, S. 1.
9 ABl. L 275 vom 25.10.2022, S. 23.
10 ABl. C 125 vom 5.4.2023, S. 100.
11 ABl. C 342 vom 6.9.2022, S. 2.
12 ABl. C 15 vom 12.1.2022, S. 125.
13 ABl. C 494, 8.12.2021, S. 26.
14 ABl. C 162 vom 10.5.2019, S. 24.
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– unter Hinweis auf die Stellungnahme des Ausschusses der Regionen zur Zukunft der 
Kohäsionspolitik nach 2027 vom XXX,

– unter Hinweis auf den EU-Jahresbericht zur Lage der Regionen und Städte 2022,

– gestützt auf Artikel 54 seiner Geschäftsordnung sowie auf Artikel 1 Absatz 1 
Buchstabe e und Anlage 3 des Beschlusses der Konferenz der Präsidenten vom 
12. Dezember 2002 zum Verfahren für die Genehmigung der Ausarbeitung von 
Initiativberichten,

– unter Hinweis auf das Schreiben des Ausschusses für Landwirtschaft und ländliche 
Entwicklung,

– unter Hinweis auf den Bericht des Ausschusses für regionale Entwicklung 
(A9-0000/2023),

A. in der Erwägung, dass durch die Ergebnisse des Programmplanungszeitraums 
2014‒2020 die unverzichtbare Rolle der Kohäsionspolitik als einziges regionales 
Entwicklungsinstrument, das auf die lokalen Bedürfnisse ausgerichtet ist, belegt wird; 
in der Erwägung, dass die Kohäsionspolitik aufgrund ihrer positiven lokalen 
Auswirkungen durch keine andere Investitionspolitik der EU ersetzt werden kann;

B. in der Erwägung, dass trotz der im Programmplanungszeitraum 2014‒2020 
eingeführten rechtlichen Verbesserungen und der Verbesserungen im Rechtsrahmen 
2021‒2027 eine Reihe von Herausforderungen bestehen bleiben;

Künftige Kohäsionspolitik

Allgemeine Grundsätze

1. betont, dass die Kohäsionspolitik aufgrund ihres regionalen Schwerpunkts, ihrer 
strategischen Planung und ihres wirksamen Umsetzungsmodells das wichtigste 
Instrument der EU zur Verringerung von Disparitäten und zur Förderung des regionalen 
Wachstums bleibt und durch sie weiterhin ein wichtiger Beitrag zur Unterstützung der 
Erholung nach symmetrischen und asymmetrischen Schocks geleistet werden sollte; 
fordert eine klare Abgrenzung zwischen der Kohäsionspolitik und anderen 
Instrumenten, um Überschneidungen und Wettbewerb zwischen den EU-Instrumenten 
zu verhindern; ist der Ansicht, dass die Gesamtmittel für die Kohäsionspolitik und der 
Anteil des MFR an dieser Politik im Vergleich zum Programmplanungszeitraum 
2021‒2027 aufgestockt werden müssen;

2. ist der Auffassung, dass die Kohäsionsinvestitionen für die Programmplanung und -
durchführung unter geteilter Verwaltung verbleiben sollten, um den lokalen 
Bedürfnissen der Regionen, der städtischen, ländlichen und abgelegenen Gebiete 
gerecht zu werden; stellt fest, dass gemeinsame Programmplanung, Kofinanzierung, 
Mit-verantwortung und Miteigentümerschaft die wirksamsten Methoden für eine 
erfolgreiche Umsetzung jeder EU-Investitionspolitik und jedes von der EU finanzierten 
Projekts sind;

3. betont, dass die Haushaltsmittel für die Kohäsionspolitik nicht für neue 
kohäsionsfremde Instrumente und Programme verwendet werden sollten, weder 
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innerhalb noch außerhalb des MFR; betont, dass die Flexibilität bei der Umverteilung 
von Kohäsionsmitteln ein von unten nach oben gesteuerter Prozess sein sollte, der 
entweder von einem Mitgliedstaat oder von seiner regionalen oder lokalen Ebene 
initiiert wird;

Lokaler Schwerpunkt

4. fordert, dass Investitionen in die Katastrophenvorbeugung und -vorsorge entweder 
durch ein spezielles politisches Ziel, eine thematische Konzentration oder eine 
spezifische Bedingung sichergestellt werden, um Investitionen in die lokale 
Infrastruktur und das Risikomanagement in weniger entwickelten städtischen und 
ländlichen Gebieten, einschließlich Grenzregionen, sicherzustellen; ist der Ansicht, dass 
sich die gezielte Finanzierung auf die Anpassung an den Klimawandel und auf den 
Klimaschutz konzentrieren sollte, indem die Nebenwirkungen des Klimawandels vor 
Ort bekämpft werden (sowohl langsam einsetzende Ereignisse als auch extreme 
Wetterereignisse), einschließlich Waldbrände, Überschwemmungen, Erdrutsche, 
Hitzewellen, Küstenerosion und andere Ereignisse;

5. fordert die Schaffung eines Programms für technische Hilfe, das speziell für kleinere 
Gemeinden sowie grenzüberschreitende und ländliche Gebiete konzipiert ist, die sich 
neuen Herausforderungen wie dem Übergang zu einer grünen Wirtschaft und dem 
Klimawandel stellen müssen; ist der Ansicht, dass die Unterstützung in Form einer 
hundertprozentigen EU-Finanzierung für den Aufbau von Verwaltungskapazitäten, die 
Projektkonzeption und strategische Planungskapazitäten (einschließlich 
Planungsinstrumenten) erfolgen sollte, wobei die Zuweisungskriterien die 
Einwohnerzahl sowie die Bedürfnisse und Herausforderungen dieser Gebiete 
berücksichtigen sollten;

6. fordert, dass die Kohäsionspolitik eine stärkere städtische Dimension durch 
ausgewiesene Investitionen in städtischen Gebieten sowie eine stärkere Verbindung 
zwischen städtischen und ländlichen Projekten und Investitionen erhält; fordert, dass der 
Anteil der nationalen EFRE-Mittel für die Stadtentwicklung von 8 % auf 12 % erhöht 
wird; fordert, dass diese Mittel gemeinsam mit den lokalen Behörden und zu deren 
Gunsten programmiert werden; betont in diesem Zusammenhang, dass die 
Verwaltungskapazitäten von wesentlicher Bedeutung sind, um sicherzustellen, dass die 
Verwaltungsorgane und lokalen Behörden technisches Wissen über den Klimawandel 
erwerben, das sie für die Stadtplanung und Stadtverwaltung nutzen können; ist davon 
überzeugt, dass dies zu einer besseren Gestaltung und Bewertung von 
Projektvorschlägen, einer wirksameren Mittelzuweisung und einer zufriedenstellenden 
Ausführung der Haushaltsmittel führen wird, ohne dass ein erhebliches Risiko der 
Aufhebung von Mittelbindungen besteht; stellt fest, dass integrierte territoriale 
Investitionen eine grundlegende Rolle für die Qualität der Umsetzung und die 
Mittelausschöpfung der Ressourcen spielen;

7. fordert die Verwendung der aufgehobenen Mittelbindungen im Rahmen der 
Kohäsionspolitik für die thematische Konzentration auf lokale Infrastrukturen und für 
Reservemargen innerhalb der Kohäsionspolitik, die künftige Inflations- oder 
Lieferkettenschocks abfedern können; ist der Ansicht, dass der Mechanismus nach den 
mehrjährigen und jährlichen Zyklen der Aufhebung von Mittelbindungen fortlaufend 
funktionieren sollte;
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8. fordert die Verringerung der Anforderungen an die thematische Konzentration, um 
mehr Flexibilität für die Berücksichtigung lokaler Bedürfnisse zu ermöglichen, 
entsprechend dem Grundsatz der ortsbezogenen Politik bei den territorialen 
Investitionen der EU; betont, dass die thematischen Konzentrationen an die praktische 
Arbeitsweise der Regionen und Städte angepasst werden sollten, von der 
Programmplanung und Anpassung bis hin zur Umsetzung und zum Abschluss; ist der 
Ansicht, dass der wichtigste Grundsatz ein maßgeschneiderter Investitionsansatz sein 
sollte, bei dem sich an den spezifischen Bedürfnissen vor Ort orientiert wird;

9. fordert, dass die anfänglichen Mittelzuweisungen und Kofinanzierungssätze auf der 
Grundlage der NUTS 3 (gemeinsame Klassifikation der Gebietseinheiten für die 
Statistik) bewertet werden, damit die Mittel dorthin gelenkt werden, wo sie am meisten 
benötigt werden, und damit verhindert wird, dass Gebiete mit Entwicklungsrückstand 
entstehen; betont, dass bei einer solchen Verlagerung mögliche negative Auswirkungen 
auf die EU-Finanzierung für größere städtische Gebiete berücksichtigt werden sollten; 
betont, dass dies notwendig ist, um die Entwicklung der großstädtischen 
Ballungsgebiete, die zuvor stärker durch die Kohäsionspolitik unterstützt wurden, nicht 
aufzuhalten;

10. ist der Ansicht, dass bei der Zuweisung von Mitteln für lokale Projekte der 
Schwerpunkt auf einer kleineren Anzahl von Projekten mit höheren Mitteln und 
gemeinsamem Nutzen liegen sollte, anstatt die begrenzten Mittel auf eine große Anzahl 
von Projekten mit geringen Mitteln zu verteilen; fordert Beratung und 
Planungsunterstützung, um Aufhebungen von Mittelbindungen und Umverteilung zu 
verhindern;

11. fordert die Einrichtung von lokalen Kohäsionsausschüssen in den Verwaltungsbehörden 
und Begleitausschüssen, die über Entscheidungsbefugnisse verfügen sollten, auch in 
Bezug auf die gemeinsame Programmplanung und die gemeinsame Anpassung mit den 
lokalen Behörden; bekräftigt, dass diesen Ausschüssen Vertreter der städtischen und 
ländlichen Verwaltungen, einschließlich der Bürgermeister, angehören sollten;

12. ist davon überzeugt, dass die Förderung eines stärkeren Gefühls der lokalen 
Eigenverantwortung auf lange Sicht, die Dauerhaftigkeit von EU-Projekten und eine 
größere Hebelwirkung bei der Kofinanzierung durch eine stärkere steuerliche 
Dezentralisierung zugunsten der Kommunen erreicht werden können; erkennt an, dass 
durch einen solchen Weg die Kreditaufnahmekapazität der Kommunen in Verbindung 
mit den aus dem EU-Haushalt bereitgestellten Finanzinstrumenten verbessert wird; 
betont, dass bei den lokalen Haushalte mehr fiskalischer Spielraum benötigt wird, um 
Inflationsschocks und Krisen zu kompensieren;

13. fordert, dass Wege zur Dezentralisierung der Verwaltung der Kohäsionspolitik erkundet 
werden, um die Verwaltung näher an die lokale Ebene heranzuführen; betont, dass bei 
den Vorbereitungsarbeiten sichergestellt werden sollte, dass angemessene Kapazitäten 
und ein angemessener institutioneller Rückhalt vorhanden sind, um die Wirksamkeit 
sicherzustellen, die Zahl der Unregelmäßigkeiten zu verringern und keinen zusätzlichen 
Verwaltungsaufwand für Auftragnehmer und Endbegünstigte zu verursachen;

14. unterstützt städteübergreifende Projekte und Kooperationsvereinbarungen, um 
gebündelte Kapazitäten und Größenvorteile bei EU-Investitionen in die Infrastruktur, 
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den Klimawandel und den Übergang zu einer grünen Wirtschaft zu nutzen; ist der 
Ansicht, dass durch diesen Prozess zu einer größeren Eigenverantwortung für die 
Projekte und zur Konsolidierung der Investitionen beigetragen werden sollte, anstatt zu 
einer Zersplitterung und fehlenden Synergien;

15. fordert die weitere Beteiligung der EIB-Gruppe an kohäsionspolitischen Investitionen, 
insbesondere in weniger entwickelten Regionen durch die Unterstützung von Projekten 
in den Bereichen nachhaltige Städte, nachhaltige Energie und lokale Innovation; fordert 
die Ausweitung der lokalen Projekthilfe und der Finanzinstrumente, durch die die EU-
Zuschüsse ergänzt und eine Hebelwirkung entfaltet werden;

16. besteht auf einer kritischen Überprüfung der Ad-hoc-Initiativen der Kommission und 
auf einer gründlichen Prüfung neuer Initiativen; fordert, dass dieser Prozess gemeinsam 
und partnerschaftlich geführt wird, wobei die lokale Ebene, sowohl in den Städten als 
auch in den ländlichen Gebieten, garantiert vertreten sein muss; fordert, die Zahl der 
Ad-hoc-Initiativen der Kommission zu begrenzen, von denen sich einige als weniger 
nützlich für die lokale Ebene erweisen und durch ihre Streuung die Wirksamkeit der im 
Voraus geplanten Kohäsionsmittel insgesamt untergraben könnten; besteht darauf, dass 
jede neue Initiative der Kommission mit einer entsprechenden Aufstockung der 
Haushaltsmittel einhergehen muss;

17. fordert die Schaffung eines Mechanismus zur frühzeitigen Aufdeckung von 
Verwaltungslasten und Maßnahmen, mit denen gegen das Prinzip der Multi-Level-
Governance verstoßen oder dieses nicht wirksam angewendet wird; fordert die 
Aufnahme des Partnerschaftsprinzips in das Europäische Semester; ist davon überzeugt, 
dass die Kommission und der Rechnungshof das Recht haben sollten, Folgemaßnahmen 
zu ergreifen, Kontrollen durchzuführen und Empfehlungen für Korrekturen abzugeben;

°

° °

18. beauftragt seine Präsidentin, diese Entschließung dem Rat, der Kommission, dem 
Europäischen Wirtschafts- und Sozialausschuss, dem Ausschuss der Regionen sowie 
den nationalen und regionalen Parlamenten der Mitgliedstaaten zu übermitteln.


